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TECHNOLOGIEPOLITIK

Der technologiepolitische Aktivismus 
in der Bundesrepublik
Erich.Staudt, Duisburg

U

In jüngster Zeit sind auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene zunehmende technologiepolitische Akti
vitäten zu beobachten. Daß die erhofften Erfolge eintreten werden, ist nach Professor Erich Staudt mehr als 
zweifelhaft. Als sicher erscheint ihm dagegen eine fatale Verunsicherung der Wirtschaft.

Euphorische Technokraten verkennen häufig, daß 
sich Innovationen in einer marktwirtschaftlichen 

Ordnung nicht deshalb durchsetzen, weil sie technisch 
machbar oder politisch erwünscht sind, sondern erst 
dann, wenn sie ökonomisch sinnvoll erscheinen'. Die 
zum Strukturwandel führenden Entscheidungen vollzie
hen sich also im Mikrobereich auf Unternehmensebene 
-  wenn auch nicht zu verkennen ist, daß die staatlicher
seits gesetzten Rahmenbedingungen immer gravieren 
der eingreifen. Einerseits bestimmt also die Fähigkeit 
Innovationen ökonomisch umzusetzen, den Unterneh 
menserfolg, und andererseits erlaubt es erst die Ana 
lyse eben dieser betrieblichen Umsetzungsprozesse 
Aussagen über die Konsequenzen von Innovationen 
und damit auch über die Art des damit vollzogenen 
Strukturwandels zu machen.

Während der Problemkreis derartiger Querschnitts
analysen wirtschaftlicher und sozialer Konsequenzen 
des Strukturwandels mittlerweile zum politischen Alltag 
gehört, ist man aber von einer Analyse der betrieblichen 
Umsetzung der dabei erforderlich werdenden flankie
renden Maßnahmen und kompensierenden Strategien 
noch weit entfernt und mitunter sogar überrascht, wenn 
sich z. B. in als „sterbende Branche“ klassifizierten Be
reichen nach einer Schrumpfung wieder recht erfolgrei
che Unternehmen fummeln. Um so schwieriger ist es, 
angesichts dieser Defizite auf der Basis derartiger Dia
gnosen den Strukturwandel zu lenken, denn trotz oder 
wegen der Analysedefizite kommt man nicht umhin, 
über den Wandlungsprozeß selbst Annahmen zu ma-

Prof. Dr. Dr. Erich Staudt, 43, ist Ordinarius für Be
triebswirtschaftslehre -  Planung und Organisa
tion an der Universität-Gesamthochschule-Duis- 
burg und Vorstandsvorsitzender des Instituts für 
angewandte Innovationsforschung.
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Chen, die bei näherer Betrachtung nicht frei von Wider
sprüchen und Zirkelschlüssen sind. Geradezu fatal wird 
es, wenn man dann aus dem Blick in die Vergangenheit 
einen Handlungsbedarf für die Zukunft ableitet und Aus
sagen kreiert, „was“ „m an“ machen müßte. Zwei Aus
sagen, eine über das „was“ und eine über das „m an“ , 
die dann doch einer genaueren Überprüfung bedürfen.

Dominanz von Spekulationen

„W as“ man machen müßte, impliziert neben Lernef- 
fekten aus vergangenen Fehlern eine Orientierung an 
diagnostizierten Lücken und schließlich auch Aussagen 
über neue Entwicklungen, Innovationen, neue Techni
ken etc. Es liegt aber in der Natur der Sache, daß es am 
Anfang einer Entwicklung unmöglich ist, über Innovatio
nen und die erfolgreiche Nutzung dieser Innovationen 
zu berichten. Der vordergründige, von den Kritikern des 
technischen Wandels oft beklagte Mangel an vorweis- 
baren zukünftigen Erfolgen kann also nur kreativ, d. h. 
durch echte Innovation behoben werden.

Dennoch werden ständig Aussagen über neue Tech
niken, ihre zukünftige Anwendung und ihre aggregierten 
Auswirkungen auf Regionen, Arbeitsplätze oder die ge
samte Gesellschaft gemacht. Die Wirkungsforscher 
übernehmen sich aber regelmäßig, wenn sie versu
chen, als kleine Prognosegruppen die gesamte Kreativi
tät des Anwendungsraumes für die gesamte Prognose
zeit für sich selbst in Anspruch zu nehmen. Ihre „Kennt
nis“ der neuen Techniken ist Grundlage für Spekulatio
nen über die Anwendung, ihre Annahmen über die An
wendung sind Grundlage für eine Abschätzung der Fol
gen, und wenn diese Folgen Grundlage von Bewertun
gen sind, dann steht und fällt diese Wertung mit den zu-

' Vgl. E. S t a u d t :  Mißverständnisse über das Innovieren, in: Die Be
triebswirtschaft, 43 (1983) 3, S. 341-356.
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gründe liegenden Annahmen über Techniken und An
wendungsarten.

Wären diese Innovationen aber im voraus schon auf
zählbar, müßte es sich in der Folge um eine recht ein
fallslose Zeit handeln, denn für den Wirkungszeitraum 
bestünde dann kein Spielraum mehr. Es handelt sich da
her in weiten Bereichen der Technikabschätzung heute 
um eine absurde Verwechslung der Reihenfolge von Al
ternativenschöpfung und AlternativenauswahP.

Als Resultat dieses Unvermögens bleibt bei den Ent
würfen, „w as“ man machen müßte, das „w as“ sehr un
scharf. Gute Absicht und wohlmeinender Aktivismus 
rücken oft anstelle dessen, „was“ man kann. Bevorzugt 
wird die Flucht in vermutete sogenannte Querschnitts
oder Schlüsseltechnologien. Eine daran ausgerichtete 
Technologiepolitik impliziert aber durch die Konzentra
tion auf gerade modische Gebiete die Gefahr einer Ver
ödung anderer Wissenschafts- und Technikbereiche^ 
und damit zugleich eine potentielle Vernachlässigung 
der „morgen“ relevanten neuen Techniken.

Ausufernde Bürokratie

Das „m an“ dagegen, die zweite Komponente in dem 
„was“ „m an“ tun müßte, ist sehr konkret: In Allianz mit je
nen schizophrenen Unternehmern, die den Erfolg für 
sich verbuchen, den IVlißerfolg aber lieber sozialisieren, 
erheischt man, flankiert durch Wirkungsforscher und 
Prognoseinstitute, immer neue Förderungs- und Protek
tionismusprogramme vom Staat. Das „m an“ manife
stiert sich dann in Politikern und ihrem Apparat, der 
durch ausgelagerte Funktionen wie Projektträgerschaf- 
ten unkontrolliert wächst, weil diese ausufernde Büro
kratie Verwaltungszwischenebenen einzieht, die sich 
auf Kosten der Fördermittel gegenseitig beschäftigen 
und Verantwortung verwischen. In der Pose des Retters 
der Wirtschaft, von Arbeitsplätzen oder Unternehmen 
stellt diese Politbürokratie bereitwillig staatliche Ersatz
programme für notleidende Funktionen bereit und 
schafft damit einen neuen Typ Staatsvertreter, der mit 
der „Spendierhose“ herumläuft, um den „dummen Un
ternehmern“ oder „unfähigen Existenzgründern“ unter 
die Arme zu greifen.

Sicher lassen sich zur Begründung derartiger dirigisti
scher Eingriffe technologische Lücken und zukunftswei
sende technische Entwicklungslinien erkennen und auf
zeigen. Es besteht dann allerdings eine Identität zwi-

 ̂ Vgl. E. S t a u d t :  Bedürfniserfüllung -  Anspruch und Wirklichkeit, 
Wege und Irrwege zur Technikbewertung aus einzelwirtschaftlicher 
Sicht, in: F. R a p p  (Hrsg.): (deal und Wirklichkeit der Techniksteuerung. 
Sachzwänge -  Werte -  Bedürfnisse. Reihe: Der Ingenieur in Beruf und 
Gesellschaft, hrsg. v. Verein Deutscher Ingenieure, Düsseldorf 1982, 
S. 147-179.

sehen den Projektionen von MITI, BMFT, EG, den USA 
oder zahlreichen großen Unternehmen. Bei Entschei
dungen in diesen „Schlüssel“ -Bereichen scheint der 
Konsens vordergründig sehr einfach. Die Arroganz gro
ßer Apparate und Stäbe gaukelt die Kenntnis der richti
gen Schlüsseltechniken vor, die zu fördern sind, und im
pliziert angesichts der damit verbundenen wirtschaftli
chen Erwartungen natürlich auch die Kenntnis der richti
gen zukünftigen Märkte.

Die der Förderungsentscheidung zugrunde liegen
den Prognosen, oder man sollte besser sagen, die Visio
nen, die z. B. zu dem Bild von der Informationsgesell
schaft führen, haben aber die gleiche logische Qualität, 
wie z. B. die alte Behauptung über die Schlüsselrolle der 
Schwerindustrie, die der weltweiten Überkapazität in 
der Stahlproduktion zugrunde liegt, oder der Energie- 
wachstumsprognosei? der 60er Jahre, die nicht nur die 
Väter von zuviel Kapazität waren, sondern auch erhebli
che gesellschaftliche Konflikte heraufbeschworen.

Argumentationsmuster

Das der Entscheidung zugrunde liegende Argumen
tationsmuster ist stets das gleiche: Bei Verdrängung des 
Geredes von der „Internationalen Arbeitsteilung“ wird 
unter Rekurs auf merkantilistische und Autonomiebe
strebungen eine sogenannte Schlüsseltechnik in den 
Vordergrund gerückt. Wo die privatwirtschaftlichen 
Kräfte nicht ausreichen, aber auch dort, wo es privatwirt
schaftlich nicht sinnvoll erscheint, diese Hürden zu neh
men, werden Subventionen und Protektionen vorgese
hen, um die Wettbewerbsfähigkeit einzelner Unterneh
men, Regionen oder Branchen oder gar der deutschen 
Wirtschaft insgesamt zu erhalten, zu sichern oder aus
zubauen. Diese Interventionen sind wegen der begrenz
ten Mittel notwendigerweise selektiv. Reicht nun zur Be
gründung der Leidensdruck oder die Überzeugung auf
grund krisenhafter Zustände oder prognostischer Vorar
beiten nicht aus, wird

□  entweder an den gesellschaftlichen Konsens oder 
die fiktive Solidarität für arbeitsplatzgefährdete Bran
chen, Regionen oder das „Unternehmen Bundesrepu
blik“ appelliert

□  oder zumindest eine Majorisierung durch Einbezie
hung ganzer Branchen, Verbände oder Regionen ver
sucht

□  oder aber weitere Programme bzw. Programmbe
standteile zum Ausgleich oligopolistischer Interessen 
kreiert.

 ̂ Vgl. H.H. R u p p : Rechts-und Organisationsfragen der außeruniver
sitären „staatlichen“ Forschung, in: WissR., Bd. 17 (1984), S. 1-16.

WIRTSCHAFTSDIENST 1985/IX 465



TECHNOLOGIEPOLITIK

Gelingt also der Konsens durch Majorisierung oder 
Überzeugung aufgrund von hinreichender Krise oder 
Leidensdruck und verhält sich die Realität dann doch 
nicht so, wie für „richtig“ erkannt wurde, dann ist „m an“ 
ausreichend gerechtfertigt, solchen Durchsetzungsdefi
ziten durch Förderungsaktivitäten abzuhelfen.

Verunsicherung der Wirtschaft

Durch den Förderungsaktivismus“ wird der Schumpe- 
tersche innovierende Unternehmer durch Subventions
mentalität und Floriansprinzip aufgeweicht und in der 
technokratischen Vorstellung der Förderer sodann in 
Funktionen zerlegt und sukzessive durch Förderungs- 
Programme ersetzt. Glaubte Schumpeter noch, es sei 
Sache des Unternehmers, neue Produkte und Verfah
ren zu entwickeln und durchzusetzen, so wurde dies 
entsprechend dem neuen Selbstverständnis im „Förder
staat“ in den letzten Jahren mehr und mehr zur Sache 
der öffentlichen Hand. Ihr Mäzenatentum für die Grund
lagenforschung ist längst dem Engagement für die an
gewandte Forschung gewichen. In ehrlicher Sorge um 
die deutsche Wirtschaft wurden die Förderungspro
gramme auf allen politischen Ebenen immer marktnä
her. Als sich zeigte, daß die Produktinnovation allein 
noch keinen Erfolg garantiert, kamen Programme für 
Fertigungs- und Verfahrenstechniken hinzu®.

Mit zunehmender Krise geriet man unter immer kurz
fristigeren Erfolgsdruck. Wachsende Verunsicherung in 
der Wirtschaft korrelierte mit der Übernahme weiterer 
Führungsfunktionen durch den Staat bzw. entspre
chende Beratungseinrichtungen, Der mangelnde Nie
derschlag von Technologieförderungen in wirtschaftli
chen Erfolgen wurde schließlich mit Managementversa
gen begründet. Weitere Unternehmensführungs- und 
Managementfunktionen waren zu ersetzen bzw. vermu
tete Defizite durch exzessiven Ausbau der Beratungs
förderung zu kompensieren®.

Damit ist aber die stückweise Demontage des Unter
nehmers noch nicht am Ende. In der Vergangenheit war 
es üblich, das Unternehmensrisiko durch Kapitaleinsatz 
zu absorbieren. Heute fühlen sich Politiker durch die bei 
mangelnder Innovationsfähigkeit so beliebte Ausrede 
vom fehlenden Risikokapital veranlaßt, auch hier aktiv 
zu werden. Sie übersehen dabei, daß sich im Prinzip

alle betrieblichen Probleme des Innovierens in ihren Ko
sten als Risikokapitalmangel abbilden lassen’’ und mit 
der Finanzierung noch kein einziges Sachproblem ge
löst ist. Daher ist die Wagnisfinanzierung zu einem Mo
dethema geworden, und alle Welt, kompetent und in
kompetent, beschäftigt sich mit der Beschaffung von Ri
sikokapital®. Die Banken werden bedrängt, und der 
Staat fördert nicht mehr nur Produkt- und Verfahrensin
novationen sowie die Forschungs-, Entwicklungs-, Pro
duktions-, Marketing- und Managementberatung, son
dern auch die Finanzierung. Damit ist der aus Förde
rungsprogrammen synthetisierte Unternehmerersatz 
komplett. Und man kann sich daranmachen, diesen Ho
munkulus durch Existenzgründungsprogramme in der 
staatlichen Retorte zu züchten. Oder man schafft die lo
kale Retorte mit etwa folgendem Rezept:

□  ein Grundstück von der Gemeinde,

□  ein wenig Technik von der benachbarten Hoch
schule,

□  etwas mit BAT-Stellen zugekaufte Management- und 
Marketingkapazität und

□  eine kleine lokale Volksbanken- und Sparkassenin
itiative zur Risikofinanzierung.

Perversion der {Marktwirtschaft

Der Traum vom Silicon Valley ist komplett -  mittler
weile mehr als hundertmal in der Bundesrepublik. Der 
„Unternehmer“ aus der Retorte Technologiepark wird 
damit provinzielle Wirklichkeit. Die Perversion der 
Marktwirtschaft durch Innovationsförderung und Tech
nologietransfer ist damit vollständig. Im Zusammenspiel 
von protektionismusgeneigter Politik, Verwaltung und 
Gewerkschaft und subventionsanfälligen Unternehmen 
und Verbänden haben technokratische Verwalter die In
novation übernommen. Ministerialbeamte auf Bundes
und Landesebene, Projektträger, Wirtschaftsförderer 
der Regionen und Kommunen, Gutachter, Wissen
schaftler, „Venture-Kapitalisten“ , Innovationsberater, 
Technologietransferagenturen und ähnliche bilden eine 
Neuerungsbewegung, ohne das Manko, ein persönlich 
zu verantwortendes Risiko zu tragen -  ein Manko, das 
dem alten Unternehmer anhaftete.

In der Vergangenheit konzentrierte sich die Förde
rung auf Bereiche der Großtechnologie, auf die vielge-

‘  Vgl, E. 8 1 a u d t ; Innovationsförderung undTechnologietransfer. Ein
satz und Bewältigung technologiepolitiscfier Instrumente in der betriebli- 
cfien Praxis, Berlin 1980.

® Vgl. z, B. Faktenbericht 1981 zum Bundesbericht Forschung, hrsg. 
vom Bundesminister für Forschung und Technologie, Bonn 1982.

® Vgl. z. B. den Abschnitt „3. Managementhilfe/Beratung“ in: Förderfi
bel, Informationen über die Förderung von Forschung, Entwicklung und 
Innovation in der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. vom Bundesmini
ster für Forschung und Technologie, 4. Aufl., Bonn 1980.

'  Vgl. E. S t a u d t :  Innovationsbarrieren und ihre Überwindung. The
sen aus einzelwirtschaftlicher Sicht. Erscheint in: Tagungsband des Ver
eins für Socialpolitik anläßlich der Jahrestagung in Travemünde am 
19.9.1984.

® Vgl. z. B. Venture Capital für junge Technologieunternehmen. Work
shop '83, Veranstalter: Bundesministerium für Forschung und Technolo
gie und Senator für Wirtschaft und Verkehr, Berlin, 9./10. Juni 1983.
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schmähte sogerfannte Projektförderung®, die allerdings 
den Vorteil hatte, noch halbwegs kontrollierbar zu sein. 
Die Förderung floß damit bevorzugt an Unternehmen, 
die über angemessene Forschungspotentiale, erforder
liches Know-how und Finanzmittel verfügen. Der Aus
gleich oligopolistischer Interessen und Mitnahmeef
fekte war auch unter Beibehaltung der Eigenständigkeit 
möglich. Man, konnte Einfluß nehmen, und es blieb letzt
lich unklar, wer wen steuerte.

Dann folgte die Entdeckung der klein- und mittelstän
dischen Unternehmen. Sie erschien von staatlichen För
derungsversuchen benachteiligt, übersehen und ver
gessen. Bundesregierung, Landesregierungen und re
gionale Wirtschaftsförderer haben deshalb in den letz
ten Jahren korrigierend versucht, verstärkt Programme 
zur Förderung der Innovationsfähigkeit dieserGruppe in 
Gang zu setzen. Sie wurde zum bevorzugten Objekt der 
Technologiepolitik.

Zweite Parlcinsonsche Ebene

Doch damit begann auch für diese Mehrheit der deut
schen Wirtschaft die schon beschriebene Psychose zu 
zweit;

□  Betrachtet man auf der einen Seite die wohlbedach
ten und sicher gut gemeinten zahlreichen Aktivitäten zur 
Innovalionsförderung und zum Technologietransfer aus 
der Perspektive der einzelnen Unternehmung, so stel
len diese Programme und Technikangebote zunächst 
weniger eine Hilfe als vielmehr eine Quelle der Verunsi
cherung dar. Die einzelne Unternehmung sieht sich ei
nem Katalog von Förderungsprogrammen und Subven
tions- und Hilfsangeboten gegenüber, der nur noch von 
Förderungs- und Subventionsexperten bewältigt wer
den kann. Ihr fehlt nicht nur eine Lobby, die bei der Er
stellung relevanter Förderungsprogramme mitwirkt, 
sondern auch die notwendige Personalkapazität, um 
sich über Programme und Förderungsbereiche zu infor
mieren. Konsequent richteten in Vertretung der Interes
sen ihrer Klientel regionale Wirtschaftsförderer, Indu
strie- und Handelskammern und Verbände, wie VDMA, 
RKW etc., Innovationsberatungsstellen oder Technolo
gietransferagenturen ein, die den von ihnen Vertretenen 
Zugang zu den Förderungsprogrammen verschaffen 
sollen.

□  Da auf der anderen Seite der Erfolg von Förderungs
programmen aus staatlicher Sicht maßgeblich davon 
abhängt, inwieweit es gelingt, die Adressaten der Förde
rungspolitik wirklich zu erreichen, Informationshinder
nisse, bürokratische Hemmnisse der Antragstellung

® Vgl W. H a m m :  Freiheitsbeschränkung durch staatliche Struktur- 
und Forschungspolitik, in: ORDO, Bd. 30 (1979), S. 423-439.

und -abwicklung, aber auch ökonomische und Manage
mentschwierigkeiten zu überwinden, lag es nahe, die er
kannten Lücken durch ein Netz entsprechender Bera
tungsstellen zu überbrücken, um die „müden Unterneh
mer“ wie einen Hund zum Jagen zu tragen. So förderte 
man die Bemühungen der privatwirtschaftlichen Träger 
und funktionalisierte Technologie- und Forschungsein
richtungen für solche Zwecke um.

Die Vielfalt der Programme multipliziert sich nun mit 
der Vielfalt der Beratungs- und Hilfsangebote. Man be
findet sich schon auf der zweiten Parkinsonschen 
Ebene. Nach Subventionswegweisern und Einrichtung 
von Beratungsstellen wird eine Beratung über Beratung 
erforderlich. Beratung und Transfer werden zur letzten 
Wachstumsbranche unserer Wirtschaft, und auch die 
Gralshüter der Marktwirtschaft in den Kammern sind 
sich nicht zu schade oder fühlen sich angesichts des An
gebotsdrucks gezwungen, als Subventionsbewirtschaf
tungsheiter zu fungieren.

Eigendynamil< der Förderungsprogramme

Aus der Sicht der Einzelunternehmung erscheint an
gesichts dieses Angebotsdrucks ein Ausweichen un
möglich, ja fahrlässig. Warum sollte man sich bei die
sem Angebot noch am Markt orientieren? Schon die 
Produktinnovation ist subventioniert. Soweit das nicht 
ausreicht, wird auch die Fertigungstechnik unterstützt 
und Unternehmensführung durch Beratung ersetzt. Da 
man zudem über Risikokapitalbeihilfen disponieren 
kann, handelt der sträflich, der als Unternehmer sich an
ders als an staatlichen Förderungsprogrammen orien
tiert. Die technokratische Illusion führt nicht nur zum Er
satz des Schumpeterschen innovierenden Unterneh
mers durch einen staatlich unterstützten synthetisierten 
Ersatzunternehmer, sondern ist m. E. zugleich ein wich
tiger Erklärungsbeitrag zum Verständnis der Stagnation 
auf vielen Gebieten in der Bundesrepublik Deutschland.

Dies nicht etwa deshalb, weil Innovationsförderung 
und Technologietransfer funktionieren -  der geweckte 
Erwartungshorizont der Wirtschaftspraxis ist aufgrund 
der begrenzt verfügbaren technischen Potentiale, des 
Defizits geeigneter Berater und der Begrenzungen hin
sichtlich der vorgesehenen Subventionsvolumina der 
öffentlichen Haushalte nicht zu decken - ,  sondern vor 
allem weil durch den extensiven Innovationsförderungs
und Transferaktivismus eine Mentalität gefördert wird, in 
der das Risiko der schöpferischen Innovation kaum 
mehr eingegangen, Kreativität durch Gutachten und 
komplizierte Abstimmungsprozesse ersetzt wird und 
eine Innovationsförderung genannte Verhinderungsbü
rokratie entstanden ist, die zeitaufwendig die schöpferi
sche Vielfalt beschneidet.

WIRTSCHAFTSDIENST 1985/IX 467



TECHNOLOGIEPOLITIK

Belohnt wird hier nicht der Erfolg. Nur der Mißerfolg 
(in größerem Ausmaß natürlich) schafft öffentliches In
teresse und entsprechende Förderungsprogramme. 
Die Inflation der Hilfsprogramme konserviert die Innova
tionsunfähigen, der Angebotsdruck korrumpiert durch 
Mitnahmeeffekte, die weiter zunehmen, wenn Förde
rungsgeber, weil mittlerweile auch erfahrener gewor
den, mit Förderungsprogrammen auf „fahrende Züge“ 
aufspringen, um sich im Glanz erfolgreicher Trends zu 
sonnen. Gute Absicht und wohlmeinender Aktivismus 
bewirken schließlich das Gegenteil. Die Strohfeuer, die 
hier abgebrannt werden, verdecken und verschieben 
Probleme und entlasten die Politik von konkretem Ver
änderungsdruck.

Die Existenz einer unübersichtlichen Vielfalt an För
derungs- und Beratungsangeboten verunsichert die Un
ternehmen nicht nur. Um vermeintliche Vorteile poten
tieller Konkurrenten auszugleichen, fühlen sich viele 
Unternehmen verpflichtet, an entsprechenden Pro
grammen zu partizipieren: Einsteiger suchen insbeson
dere die Förderungsberatung von Subventionsbewirt
schaftungshelfern, Routiniers dagegen bewirtschaften 
bevorzugt Mitnahmeeffekte. Die Akquisition und Ab
wicklung von Förderung bindet Ressourcen in den Füh- 
rungs- und Entwicklungsbereichen.

Hektischer Innovationswettbewerb

Opportunitätsüberlegungen und -verhalten führen 
zur Vernachlässigung ungeförderter Bereiche. Bei ei
nem Mittelengpaß führen das Auswahlprogramm und 
die Prädeterminiertheit von Beratern und Förderungsin- 
stitutionen zu einer Homogenisierung von Tätigkeitsfel
dern, mitunter gar zur Aufgabe von Entwicklungsan
strengungen in ungeförderten Bereichen.

In den international geförderten Bereichen entsteht 
ein hektischer Innovationswettbewerb. Zweifellos gibt 
es hier schon aufgrund des enormen Mitteleinsatzes be
wundernswerte Fortschritte, phantastische technische 
Produkt- und Produktionsleistungen und auch einige 
sehr erfolgreiche Unternehmen. Es gibt aber auch zahl
reiche Mißerfolge, denn viele Unternehmen können in 
diesem Innovationswettbewerb nicht mithalten. Die 
Richtung und Geschwindigkeit der meist weniger durch 
echte Nachfrage als durch Zukunftsvisionen, Progno
sen, Förderungsprogramme und staatlich unterstützten 
internationalen Wettbewerbsdruck forcierten techni
schen Entwicklung gerät streckenweise außer ökonomi
sche Kontrolle. Das heißt die Amortisation der For
schungs- und Entwicklungsaufwendungen ist nicht 
mehr gesichert, und die Lebenszyklen sind zu kurz und 
erlauben keinen Übergang in stabile Produktionsver
hältnisse.

Angesichts der Höhe des für Forschung und Entwick
lung und kurzfristig wechselnde Produktionsanlagen er
forderlichen Kapitals führen derartige Phänomene nor
malerweise zu einer ökonomischen Abbremsung und 
Korrektur von Geschwindigkeit und Richtung der techni
schen Entwicklung. Diese Bremswirkungen und Korrek
turen werden allerdings in Teilbereichen dadurch ge
schwächt, daß nach Überschreitung der eigenen Finan
zierungsgrenzen der hier engagierten Unternehmen im
mer häufiger der Ruf nach dem Staat zusätzliche mi
kroökonomisch nicht gerechtfertigte Forschungs- und 
Entwicklungs- oder Subventionsmittel erschließt, was 
schließlich weitere, nicht hinreichend abgestimmte sin
guläre technische Entwicklungen erzeugt.

Durch dieses Reaktionsmuster auf staatlichen Inno- 
vationsberatungs- und Technologietransferaktivismus 
entsteht ein einzelwirtschaftliches Risiko: die Lenkung 
der Unternehmensentwicklung auf überbesetzte Markt
felder. Gesamtwirtschaftlich besteht das Risiko also 
nicht so sehr in einer Verschwendung von Steuergel
dern für die Subventionen innovationsunfähiger Unter
nehmen und Mitnahmeeffekte, sondern in der Schaf
fung einer Unterlassungsmentalität in ungeförderten In
novationsbereichen.

Falsches Unternehmerbild

Die Apologeten dieser Programme sind eigentlich nur 
dadurch zu entschuldigen, daß sie nicht wissen, was sie 
tun. Ihre unreflektierte Philosophie, gerade die „dum
men Unternehmer“ und „unfähigen Existenzgründer“ 
zu Objekten öffentlicher Förderung zu machen, ver
kennt, daß Unternehmer in marktwirtschaftlichen Ord
nungen nicht in einem Naturschutzpark agieren, son
dern lediglich zur Erschließung der „ökonomischen 
Kraft des intelligenten Egoismus“ , wie Adam Smith das 
nannte, dienen. Wenn nun aber die Funktion mit der Per
son verwechselt wird und das humane Prinzip, dem 
Schwächeren zu helfen, unreflektiert auf eine solche 
Funktion übertragen wird, dann hat das die fatale Folge, 
daß Leute zu Unternehmern verleitet oder als solche er
halten werden, die gar nicht über diesen „intelligenten 
Egoismus“ verfügen, der ihre Existenz in marktwirt
schaftlichen Ordnungen doch rechtfertigt. Wenn also 
mit eingeschränktem Risiko und ohne marktliche Kon
trolle durch spendierfreudige Ministerialbürokraten und 
Wirtschaftsförderer ein entsprechender „Unternehmer
ersatz“ installiert wird, dann haben diese „Subventions
bewirtschafter“ sehr wenig mit dem „Unternehmer“ in 
marktwirtschaftlichen Ordnungen zu tun. Eine derartige 
Orientierung führt nicht zu mehr dynamischem Unter
nehmertum, sondern lediglich zu einer Sozialisierung 
der anfallenden Verluste und zu einer Eigendynamik 
beim weiteren Ausbau der Förderprogramme.
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Da also der „dumme Unternehmer“ und der „unfä
hige Existenzgründer“ besonderes Zielobjekt derartiger 
Technologiepolitik sind, besteht die Gefahr, daß gerade 
unternehmerisch unfähige Personen bzw. innovato
risch unfähige Unternehmen gefördert werden. Mißer
folge solcher Förderprogramme gibt es dann nicht. Es 
gibt lediglich Programme, die nicht ausreichend sind 
und deren Unzulänglichkeiten durch neue ergänzende 
und flankierende und somit weitere unternehmerische 
Funktionen substituierende Programme abgeholfen 
wird. Und dieserTrend wird weiter anhalten, solange die 
Auswertung und Kontrolle der Programme den Initiato
ren und durchführenden Institutionen selbst überlassen 
bleiben.

Solange die Leitung derartiger Technologiezentren, 
Projektträger etc. einseitig von Politik und Apparat be
stellt wird und sich in einer unheimlichen Arroganz auf 
dem jeweiligen Gebiet selbst für alleine kompetent er
klären kann, die wirtschaftliche Entwicklung voranzutrei
ben, kreieren die Förderer ihr eigenes Monopol, sperren 
sie sich gleichzeitig gegen eine echte Evaluation und Er
folgskontrolle. Der Altruismus der in diesem Bereich ein
gebundenen Wissenschaftler, Politiker, Verwalter und 
Unternehmen ist überfordert, wenn man von ihnen er
wartet, daß sie den Subventionsabbau selbst vorneh
men. So bleibt, wenn man einmal von den für Beratun
gen und Transfer eingerichteten Planstellen absieht, of
fen, ob und wie viele Arbeitsplätze durch diesen Aktivis
mus geschaffen wurden. Denn gerechnet wird nur in der 
Zunahme von Programmvolumina. Gezählt werden 
lediglich Beratungsereignisse ohne Kontrolle ihrer Wirk
samkeit, und offenbleibt, inwieweit es sich bei den Bera
tungsfällen nicht doch lediglich um durch die extensive 
Selbstdarstellung dieser Einrichtungen und durch breite 
Werbekampagnen aufgeschreckte Unternehmer han
delt, die nur zur Beratung kommen, um festzustellen, 
welche öffentliche Förderung ihnen eventuell entgehen 
könnte.

WenigerTechnologiepoliltik wäre mehr

Da zudem offenbleibt, ob die staatlichen Besserwis
ser und risikofreien Möchtegernunternehmer wirklich 
klüger sind als die „dummen Unternehmer“ und „unfä
higen Existenzgründer“ , und kaum anzunehmen ist, 
daß die im Rollstuhl staatlicher Förderung sitzenden Un
ternehmen sich wirklich im Wettbewerb behaupten kön
nen, sollte eine Technologiepolitik, die mehr Innovatio
nen erreichen will, auf derartige dirigistische Bevormun
dung und Versuche, die jeweils richtige Technik zu för
dern, verzichten, wenn man nicht ganze Branchen im 
Gleichtakt mit Japan und USA wie Lemminge auf über
besetzte Marktfelder locken will. Denn die eigentliche

Gefahr dieser Psychose zu zweit resultiert daraus, daß 
man inTeilen der Wirtschaft, wo man, weil selbst kompe
tenter, über die naive Arroganz solcher technologiepoliti
scher Ansätze im stillen lächelt, stets gerne weitere Sub
ventionen für die jeweils als „richtig“ vorgeschlagene 
Technik anfordert und im Mißerfolgsfall dann frei von Ver
antwortung ist. Die unscharfe Grenzziehung bei der Dia
gnose von Schwachstellen, der Prognose von Defiziten 
und der Entscheidung über die richtigen Techniken und 
die unkontrollierte Verausgabung von Subventionsmit
teln macht aus der Psychose zu zweit dann leicht eine 
Symbiose von protektionismusgeneigter Politik und 
Subventionswirtschaftlern.

Sicher kann man, um die Zurechenbarkeit des Risi
kos nicht zu groß werden zu lassen, Abstimmung betrei
ben, große Unternehmen oder ganze Branchen ins 
Bündnis der Technologiepolitik einbeziehen und/oder in 
sogenannte Schlüssel- oder Querschnittstechnologien 
ausweichen, um den Protektionismusvorwurf zu ent
schärfen. Man kann auch mit der Gießkanne fördern, 
um ganze Standorte, Gebiete oder einmal mehr die klei
nen mittelständischen Unternehmen zu bedenken. 
Doch verwischt solches Ausweichen auf die indirekt 
spezifische Förderung nur die Verantwortung für eine 
verführerische Art von Politik, die eine kurzfristige Kon
trolle ausschließt.

Die Überzeugung von der Notwendigkeit und wohl
meinender Aktivismus reichen zur Begründung dieser 

•Umverteilungsmaschinerie nicht aus. Sie rechtfertigen 
auch nicht die Installation jenes Szenarios aus Verwal
tern, Beratern und Forschern, die sich mittlerweile in der 
Bundesrepublik verselbständigt haben und

□  Tagungen zur Hebung der „Innovationsfähigkeit der 
W irtschaft“ betreiben, die sie vorwiegend selbst besu
chen,

□  stets bemüht sind, neue Defizite nachzuweisen, die 
sie weiter beschäftigen,

□  sich beim Umverteilungsprozeß von erfolgreichen zu 
notleidenden Unternehmen und Branchen in die inhalt
lich vorsteuernde Schlüsselrolle bringen

□  und einer gezielten Kontrolle mit Erfolgsstories und 
Verweisen auf Japan, USA, morgen und übermorgen 
aus dem Wege gehen.

Zu respektieren ist zwar die gute Absicht, die hinter all 
dem steckt. Doch in der Praxis zeigt sich, daß weniger 
Technologiepolitik mehr wäre. Die Alternative zu diesem 
Aktivismus kann also nicht „keine Technologiepolitik“ 
sein, denn keine ist auch eine, und Technologiepolitik 
hat es, wenn auch unter anderem Namen, immer gege
ben, sei es als Rüstungsforschung, Mondlandeunter
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nehmen oder z. B. als Beschaffungspolitik der Post. We
niger Technologiepolitik heißt deshalb vor allem: weni
ger dilettantischer Förderungsaktivismus der verselb
ständigten Bürokratie und weniger Strohfeuer für Politi
ker. WenigerTechnologiepolitik würde dann einen Ände
rungsdruck bedeuten, der dazu führen könnte, daß z. B.

□  anstelle der subventionierten oder protegierten Wag
nisfinanzierung die Risikokapitalbildung der Unterneh
men in expandierenden Bereichen tritt,

□  an die Stelle von Technologietransfers die Intensivie
rung industrieller und staatlicher Forschungsbemühun
gen rückt,

□  anstelle der Förderung modischer Techniken der 
Ausbau und die Modernisierung von Bereichen betrie
ben werden, in denen bisher die Stärken liegen, und

□  an die Stelle von Management-Ersatzberatungen 
neue Unternehmen drängen, die nicht mehr nur echte 
und vermeintliche Lücken füllen und sich phantasielos 
an der Konkurrenz orientieren, sondern danach fragen, 
ob nicht etwas zu unternehmen ist, das nicht schon ein 
anderer unternimmt.

Korrektur der Rahmenbedingungen

Statt den „Hund zum Jagen zu tragen“ , sollte man 
sich bei besserer Einsicht in die Chancen und Notwen
digkeit neuer Techniken von seiten des Staates die 
Frage stellen, ob die Rahmenbedingungen für Innova

tionen und den Marktzugang von expandierenden New
comern stimmen, anstatt sich auf jenes dubiose Zusam
menspiel mit notleidenden Unternehmen und Branchen 
einzulassen. Warum bedient man sich nicht statt dessen 
vielmehr jener „ökonomischen Kraft des intelligenten 
Egoismus“ , funktionalisiert eben diese echten Unter
nehmer um zu einem Vehikel des strukturellen Wan
dels? Dann müßte man sich freililch statt technokrati
scher inhaltlicher Vorplanung und staatlichem Möchte
gernunternehmertum damit bescheiden, Ziele zu set
zen und politisch zu rechtfertigen und hätte dann vor al
lem dafür Sorge zu tragen, einen breiten Versuchs- und 
Irrtumsprozeß zuzulassen und hierzu entsprechende 
Freiräume zu schaffen.

Selbstverständlich wäre es naiv, hier den Weg zurück 
ins 19. Jahrhundert einzuschlagen und eine Art Man
chester-Liberalismus anzustreben. Angesichts der ho
hen Komplexität neuerTechniken und ihrer breiten Wirk
samkeit bei der Umsetzung sind zur Kontrolle durchaus 
Selektionsmechanismen zu installieren, die allerdings 
nicht auf rein sozialwissenschaftlichen Technologiefol
gespekulationen über noch unbekannte technische Ent
wicklungen basieren können, sondern einer kompeten
ten interdisziplinären Wirkungsanalyse und Grenzzie
hung bedürfen, wobei man vor allem den marktlichen 
Regulativen eine bevorzugte Stellung wird einräumen 
müssen, weil letztere wesentlich intensiver wirken als 
Technologiebewertungsbehörden.
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MAKROÖKONOMIK DES PROTEKTIONISMUS BEI FESTEN 
UND FLEXIBLEN WECHSELKURSEN

ln jüngerer Vergangenheit haben zahlreiche Länder ungeachtet eigener Be
kenntnisse zum freien Welthandel vermehrt zu protektionistischen Maßnahmen 
gegriffen. Hiermit wird die Hoffnung auf eine Verbesserung der Beschäftigungs
und Außenhandelssituation verbunden. Der Beitrag der Wirtschaftstheorie zur 
Analyse der handelspolitischen Wirkungen konzentrierte sich freilich bisher über
wiegend auf die gesamtwirtschaftliche Betrachtung unter der Annahme der Voll
beschäftigung und auf die Partialanalyse. Die vorliegende Studie geht hierüber 
hinaus und erörtert die makroökonomischen Effekte des Protektionismus im 
Rahmen von Unterbeschäftigungsmodellen.
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